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deren Wahrnehmung9 — ist die Rechtsprechung zugleich eine 
der grundlegenden Methoden zur Gewährleistung der Rechts­
sicherheit, und sie gehört zu den wirksamsten rechtlichen 
Garantien der Gesetzlichkeit.

Inanspruchnahme staatlichen Rechtsschutzes im Eingabenweg

Das Eingabenrecht der Bürger ist ein fester und prägnanter 
•Bestandteil der sozialistischen Demokratie. Die in den Ein­
gaben enthaltenen Vorschläge, Hinweise, Anliegen und Be­
schwerden der Bürger sind eine besonders vielgestaltige Form 
der Wahrnehmung des verfassungsmäßigen Grundrechts der 
Bürger auf Mitbestimmung und Mitgestaltung der gesell­
schaftlichen Angelegenheiten.10 11 Zugleich sind die Eingaben 
ein wichtiges Mittel zur Wahrung der Rechte der Bürger. 
„Die Rechte der Bürger, ihre Vorschläge und kritischen Hin­
weise zu. beach ten und ihre berechtigten Interessen zu wah­
ren, ist verpflichtendes Gebot für jeden, der in unserem Staat 
Verantwortung trägt.“1!

Der gewissenhafte Umgang mit den Eingaben der Bürger 
gehört auch zu den grundlegenden Erfordernissen sozialisti­
scher Kommunalpolitik der Volksvertretungen und ihrer Or­
gane (§2 Abs. 4 GöV). „Ihre Einflußmöglichkeiten auf alle 
Seiten des gesellschaftlichen Lebens, einschließlich Ordnung 
und Sicherheit, der Versorgung und Betreuung der Bürger, 
der Dienstleistungen, die letztlich das Wohlbefinden der 
Menschen im Heimatort ausmachen, sind erheblich gewach­
sen.“12 13 14

Das Eingabengesetz vom 19. Juni 1975 (GBl. I Nr. 26 S. 461) 
grenzt den sachlichen Gegenstand von Eingaben nicht ein.19 
Es geht insofern auch von der Tatsache aus, daß Staatsor­
gane und Betriebe die Verantwortung für die Schaffung und 
Sicherung grundlegender materieller und organisatorischer 
Voraussetzungen für eine möglichst konfliktfreie Gestaltung 
der zivil-, familien- und arbeitsrechtlichen Beziehungen 
(sowie selbstverständlich für ihr eigenes normgemäßes 
Verhalten in solchen Beziehungen) tragen.(vgl. §§ 5, 12 ZGB; 
§4 Abs. 1 FGB; §§291 ff. AGB). Es ist daher den Bürgern 
durchaus freigestellt, den Eingabenweg zur Beilegung zivil-, 
familien- und arbeitsrechtlicher Konflikte zu nutzen. Die 
Tatsache, daß für derartige Konflikte der Gerichtsweg zu­
lässig ist, bedeutet nicht, daß sie auch immer durch Inan­
spruchnahme gerichtlichen Rechtsschutzes überwunden wer­
den müßten, wenn dafür andere, u. U. gesellschaftlich und 
persönlich weniger aufwendige Möglichkeiten — wie eben 
die Eingabe — bestehen.

Im Eingabenweg können sich die Bürger an Betriebe, 
Genossenschaften, Einrichtungen und auch an die staatlichen 
Organe als Partner von strittig gewordenen Zivil- oder Ar­
beitsrechtsverhältnissen wenden. Solche Eingaben sind auf 
die Herbeiführung eines durch Rechtsvorschriften gebotenen 
Verhaltens des Partners gerichtet und als nachdrücklicher 
Versuch zu werten, gemeinsam zu einer eigenverantwortli­
chen Konfliktlösung zu gelangen. Das gilt auch dann, wenn 
Bürger ihre Eingaben an ihrer Ansicht nach übergeordnete 
Organe richten, die jedoch eigentlich Partner des jeweiligen 
Rechtsverhältnisses sind (so z. B. eine Beschwerde an den 
HO-Kreisbetrieb wegen Abweisung einer Reklamation durch 
eine Verkaufsstelle).

Andererseits wenden sich die Bürger auf dem Eingaben­
weg auch an nicht unmittelbar beteiligte, tatsächlich über­
geordnete oder sachlich kompetente Staatsorgane, weil nach 
ihrer Auffassung ihre subjektiven Rechte aus Zivil-, Fami­
lien- und Arbeitsrechtsverhältnissen verletzt wurden und 
eigene Bemühungen, mit dem Partner des Rechtsverhältnisses 
zu einer Klärung des Konflikts zu gelangen, erfolglos blieben. 
Sie tun das in beträchtlichem Umfange auf zivilrechtlichem 
Gebiet — hier weit häufiger als durch Inanspruchnahme des 
Gerichtsweges — bei Vertragsverletzungen aus Miet-, Kauf­
und Dienstleistungsverträgen durch. Betriebe11 und auf 
arbeitsrechtlichem Gebiet15 16, vor allem bei Streitigkeiten über 
Entlohnung, Urlaubsgewährung, Freistellung im Zusammen­
hang mit Qualifizierungen, Jahresendprämien und Neüerer- 
vorschlägen.10

Solche an die staatlichen Organe gerichteten Eingaben sind 
unzweifelhaft Ausdruck des Rechtsschutzbegehrens der 
Bürger. So sind auch die Eingaben an die Gewerkschaften 
und andere gesellschaftliche Organisationen zu werten, die 
sich dann ihrerseits häufig an die zuständigen Staatsorgane 
bzw. Betriebsleitungen wenden.

Die Wahrung der sozialistischen Gesetzlichkeit und ggf. die 
Festlegung wirksamer Maßnahmen zu ihrer Wiederherstel­
lung im jeweiligen Verantwortungsbereich gehört zu den 
grundlegenden Aufgaben der staatlichen Organe. Das schließt

auch die Gewährung staatlichen Rechtsschutzes zur Überwin­
dung zivil-, familien- und arbeitsrechtlicher Konflikte ein, 
die im Kompetenzbereich der staatlichen Organe aufgetreten 
sind. Damit ist keine Einschränkung der Kompetenz der 
Gerichte verbunden. Mit der Entscheidung über eine Eingabe 
wird keine verbindliche Entscheidung über den zugrunde 
liegenden Rechtskonflikt getroffen; vielmehr werden dadurch 
Maßnahmen herbeigeführt, auf deren Grundlage ein solcher 
Konflikt ohne gerichtliche Entscheidung überwunden werden 
kann.

Zum Verhältnis von Eingabenweg und Gerichtsweg

Die Bürger betrachten das Eingabenrecht als ein wirksames 
Mittel zur Klärung und Durchsetzung ihrer Rechte. Sie haben 
die Gewißheit, daß ihre Anliegen mit Sachkunde geprüft, 
schnell und korrekt bearbeitet und gerecht entschieden 
werden. Diese vom Vertrauen zur Arbeit der Staatsorgane 
geprägte Einstellung hat dazu geführt, daß sich die Bürger 
auch zur Beilegung zivil-, familien- und arbeitsrechtlicher 
Konflikte verstärkt dem Eingabenweg zuwenden.17 * Die Erhe­
bung einer Klage wird demgegenüber nicht selten als das­
jenige Mittel angesehen, von dem — auch im Hinblick auf die 
zu beachtenden Formvorschriften und das Verfahrenskosten- 
rdsiko — nur dann Gebrauch zu machen ist, wenn sich der 
Konflikt nicht anders überwinden läßt und eine gerichtliche 
Entscheidung unausweichlich ist.

So eindeutig sich derartige Entwicklungstendenzen bei der 
Inanspruchnahme staatlichen Rechtsschutzes abzeichnen, so 
notwendig ist es doch festzustellen, unter welchen Vorausset­
zungen auf dem Eingabenweg oder auf dem Gerichtsweg zur 
effektiven Rechtsverwirklichung beigetragen wird. . Eine 
effektive Rechtsverwirklichung liegt dann vor, wenn dem 
Rechtsschutzbegehren des Bürgers auf dem von ihm gewähl­
ten Weg entsprochen und der Rechtskonfldkt in Überein­
stimmung mit der sozialistischen Gesetzlichkeit dauerhaft 
überwunden werden bann. Dies hängt vor allem vom Inhalt 
des Rechtskonflikts, von seinen Auswirkungen und von den 
zu seiner Überwindung notwendigen bzw. auch bereits getrof­
fenen Maßnahmen ab.

Konflikte, bei denen der Eingabenweg effektiv ist
1. Der Eingabenweg wird beispielsweise dann effektiv sein, 
wenn es sich um Konflikte handelt, in denen die staatlichen 
Organe oder Betriebe im engen und vertrauensvollen Zusam­
menwirken mit den Beteiligten durch Hinweise, Empfeh­
lungen und Aussprachen auf die Rechtsverwirklichung, ins­
besondere auf die Erbringung von Leistungen oder die Vor­
nahme von Handlungen, Einfluß nehmen und dadurch eine 
Konfliktbeilegung gewährleisten können. Sie lösen den Kon­
flikt nicht selbst, geben aber den unrriittelbar Beteiligten die 
für eine eigenverantwortliche Rechtsverwirklichung notwen­
dige Unterstützung, wobei es zumeist ausredcht, sie auf die 
erforderlichen Maßnahmen zur Wahrung und Durchsetzung 
ihrer Rechte und Pflichten hinzuweisen. Durch solche Hin­
weise können insbesondere die durch Störungen in den Ver- 
sofgungsbeziehungen bedingten Konflikte, aber auch arbeits­
rechtliche Streitfälle, an denen im Territorium befindliche — 
auch nicht unterstellte — Kombinate, Betriebe und Einrich­
tungen beteiligt sind, häufig einer Klärung zugeführt werden. 
Im Rahmen der Eingabenbearbeitung kann auf die unver­
zügliche Beseitigung falscher Arbeitsmethoden und Verhal­
tensweisen von Mitarbeitern und Leitern der Betriebe und 
Einrichtungen hingewirkt und dadurch dem Anliegen des 
Bürgers zumeist schnell und unkompliziert entsprochen 
werden.
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